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Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung 
des Schulverbandes am Rauhen Kulm 

 
I. 

Haushaltssatzung 
 

des Schulverbandes am Rauhen Kulm 
(Geschäftsführende Körperschaft: Verwaltungsgemeinschaft Eschenbach i.d.OPf.) 

 
für das Haushaltsjahr 2010 

 
Auf Grund des Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V. mit Art. 41 Abs. 1 KommZG und Art. 63 ff. der GO erlässt 
der Schulverband am Rauhen Kulm folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 wird 
im Verwaltungshaushalt 
  in den Einnahmen und Ausgaben auf je 356.000 EURO 
und im Vermögenshaushalt 
  in den Einnahmen und Ausgaben auf je 25.000 EURO 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach 
den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt werden soll (Verwal-
tungsumlage), wird auf 252.822 EURO festgesetzt (Umlagesoll). 
 
Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Vermögenshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach 
den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt werden soll (Investiti-
onsumlage), wird auf               0 EURO festgesetzt (Umlagesoll). 
 
Die Verbandsschule wurde am 01. Oktober 2009 von insgesamt 174 Schülern (ohne Gastschüler) besucht. 
Für die Bemessung der Schulverbandsumlage nach der Schülerzahl beträgt der Betrag je Schüler 
 
im Verwaltungshaushalt 1.453 EURO und 
im Vermögenshaushalt 0 EURO. 
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§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf 25.000 EURO festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2010 in Kraft. 
 
 

§ 7 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 
Eschenbach i.d.OPf., 30.07.2010 Schulverband am Rauhen Kulm 
 
 gez. 
 
  Nickl 
  Schulverbandsvorsitzender 
 
 

II. 
Das Landratsamt Neustadt a.d.Waldnaab hat mit Schreiben vom 23.07.2010 Nr. 21-941-142/2010 mitge-
teilt, dass die Haushaltssatzung keine genehmigungspflichtigen Teile enthält. 
 
 

III. 
Der Haushaltsplan liegt vom Tage der Veröffentlichung der Bekanntmachung eine Woche lang bei der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Eschenbach i.d.OPf., 92676 Eschenbach i.d.OPf., Rathaus, 
Zimmer Nr. 5, während der Dienststunden öffentlich zur Einsicht auf. 
 
 
Eschenbach i.d.OPf., 23.08.2010 
 
gez. 
 
Nickl 
Schulverbandsvorsitzender 
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Satzung 
über 

die Erhebung von Verwaltungskosten 
für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis 

des Landkreises Neustadt a.d. Waldnaab 
 
 

- Kostensatzung - 
 
Der Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab erlässt auf Grund von Art. 20 des Kostengesetzes und Art. 17 
Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LkrO) folgende Satzung über die Erhebung der Verwal-
tungskosten im eigenen Wirkungskreis: 
 
 

§ 1 
 
Der Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab erhebt für Tätigkeiten im eigenen Wirkungskreis (Art. 5 und 51 
LkrO), die er in Ausübung hoheitlicher Gewalt vornimmt (Amtshandlung), Kosten (Gebühren und Aus-
lagen). 
 
 

§ 2 
 
Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis (Kommunales Kostenverzeichnis, 
KommKVz), das Anlage zu dieser Satzung ist. Für Amtshandlungen, die nicht im Kostenverzeichnis ent-
halten sind, wird eine Gebühr erhoben, die nach im Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amts-
handlungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare Amtshandlung, beträgt die Gebühr fünf bis 
fünfundzwanzigtausend Euro. 
 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 30. März 1988 außer Kraft. 
 
 
 
Neustadt a.d. Waldnaab, 17.08.2010 
Landratsamt Neustadt a.d. Waldnaab 
 
Simon Wittmann 
Landrat 
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Anlage zur Kostensatzung vom 17.08.2010 
 
 

Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz) 
für den Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab 

 
 

 
Tarif- 

gruppe 
 

 
Tarif- 
Nr.: 

 
Gegenstand 

 
Gebühr 
EURO 

0  Allgemeine Verwaltung 
 

 

00  Allgemeine Amtshandlung 
 
Vorschriften der Tarifgruppe 01-8 
des Kostenverzeichnisses gehen 
den Vorschriften der Tarifgruppe 
00 vor. 
 

 

 000 Anordnungen für den Einzelfall 
 

15 bis 600 € 

 001 Beglaubigungen: 1) 

Beglaubigungen von Abschriften, 
Fotokopien und dgl. von eigenen, 
dem eigenen Wirkungskreis zu-
zurechnenden Urkunden 
 

 

  1. wenn die zu beglaubigenden 
Abschriften, Fotokopien und 
dgl. nicht vom Landkreis selbst 
hergestellt sind 

 

0,75 € je angefangene Seite 
bis zu der für die Erteilung 
des Originals vorgesehene 
Gebühr, mindestens 5 € 
 

  2. wenn die zu beglaubigenden 
Abschriften, Fotokopien und 
dgl. vom Landkreis selbst her-
gestellt sind 

5 € im Einzelfall 
 
Werden mehrere Abschriften, 
Fotokopien und dgl. gleich-
zeitig beglaubigt, kann die 
Gebühr pro Beglaubigung auf 
die Hälfte ermäßigt werden. 
 

 002 Bescheinigungen:  
  1. Erteilung einer Bescheinigung 

über steuerlich absetzbare 
Spenden 

 

Kostenfrei (vgl. Bek. vom 
02.08.2000, AllMBl S. 571) 

  2. Erteilung einer sonstigen 
Bescheinigung 

5 bis 75 € 
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Tarif- 
gruppe 

 

 
Tarif- 
Nr.: 

 
Gegenstand 

 
Gebühr 
EURO 

    
 003 Einsicht in Akten und amtliche 

Bücher: 
 

 

  Einsicht in Akten und Bücher, 
soweit diese nicht in einem 
gebührenpflichtigen Verfahren 
gewährt wird. 
 

0,75 € je Akte oder Buch, 
mindestens 5 € 

  Die Gebühr erhöht sich um die 
Hälfte, wenn seit dem Abschluss 
der Akten oder Bücher mehr als 
zehn Jahre vergangen sind. 
Gebührenfrei ist die Einsicht in 
Rechtsvorschriften, Flächennut-
zungspläne und ähnliche für die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit 
bestimmte Schriftstücke oder 
Pläne. 
 

 

 004 Fristverlängerung: 
 

 

  1. Verlängerungen einer Frist, 
deren Ablauf einen neuen 
Antrag auf Erteilung einer 
gebührenpflichtigen Genehmi-
gung, Erlaubnis oder Bewilli-
gung erforderlich machen 
würde. 

 

10-25 % der für die Geneh-
migung, Erlaubnis oder Be-
willigung vorgesehenen 
Gebühr, mindestens 5 € 

  2. Fristverlängerung in anderen 
Fällen 

 

5 bis 60 € 

 005 Zweitschriften: 
 

 

  Erteilung einer Zweitschrift 10-50 % der für die Erst-
schrift vorgesehenen Gebühr, 
mindestens 15 €. Ist die Er-
teilung der Erstschrift gebüh-
renfrei, so beträgt die Gebühr 
0,50 € je angefangene Seite, 
mindestens 15 €. 
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Tarif- 

gruppe 
 

 
Tarif- 
Nr.: 

 
Gegenstand 

 
Gebühr 
EURO 

    
 006 Niederschriften: 7,50 bis 75 € 

für jede angefangene Stunde 
    
  Besondere Amtshandlungen  
    
02  Hauptverwaltung  
    
 020 Kommunalgesetze  
    
  1. Genehmigung zur Führung 

kommunaler Wappen und 
Fahnen (Art. 3 Abs. 3 LkrO) 

10 bis 2.500 €, soweit nicht 
kostenfrei 

    
  2. Amtshandlungen bei der 

Durchführung von Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheiden 
(Art. 12 a LkrO) 

Kostenfrei (in Analogie zu 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 12 KG) 

    
 021 Amtshandlungen im 

Vollstreckungsverfahren 
 

    
  1. Anordnung von Zwangsmitteln 

(Art. 36 VwZVG), soweit sie 
nicht mit dem Verwaltungsakt 
verbunden ist, durch den die 
Handlung, Duldung oder 
Unterlassung aufgegeben wird 

12,50 bis 150 € 

    
  2. Anwendung der Zwangsmittel 

Ersatzvornahme) Art. 32, 35 
VwZVG) oder unmittelbarer 
Zwang (Art. 34, 35 VwZVG( 

50 bis 2.500 € 

    
  3. Pfändungsbeschluss gemäß  

Art. 26 Abs. 5 VwZVG 
1 Pfändungsgebühr nach  
§ 339 Abs. 4 Abgabeordnung 
(AO 1977) 

    
  4. Entscheidung über unzulässige 

oder unbegründete Einwendun-
gen gegen die Vollstreckung, 
die den zu vollstreckenden  
Anspruch betreffen  
(Art. 21 VwZVG) 

 

    
  4.0 bei Geldansprüchen 50 % der Pfändungsgebühr 

nach § 339 Abs. 4 AO 1977, 
mindestens 10 € 

    
  4.1 sonst 12,50 bis 200 € 
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Tarif- 

gruppe 

 

 
Tarif- 

Nr.: 

 
Gegenstand 

 
Gebühr 

EURO 

    
03  Finanzverwaltung  
    
 030 Mitteilung von Besteuerungs-

grundlagen 2) 
 

    
 031 Anmahnung rückständiger 

Beträge 3) 
5 bis 150 € 

    
63  Vollzug des Bayerischen 

Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) 

 

    
 630 Erlaubnis für Sondernutzungen an 

landkreiseigenen Straßen, Wegen 
und Plätzen (Art. 18, 19 und 22a 
BayStrWG) 

10 – 150 € 

    
 631 Anordnung nach Art. 18 a Abs. 1 

Satz 1 BayStrWG 
 

10 bis 600 € 

 632 Ersatzvornahme nach Art. 18 a 
Abs. 1 Satz 2 BayStrWG 

50 bis 2.500 € 

    
  (Die Gebühr für die Sondernutzung 

richtet sich nach der Satzung des 
Landkreises über Sondernutzung an 
Kreisstraßen in der jeweils gültigen 
Fassung) 

 

    
7  Öffentliche Einrichtungen, 

Wirtschaftsförderung 
 

    
70  Allgemeine Amtshandlungen  
    
 700 Befreiung vom Anschluss- 

und/oder Benutzungszwang 
 

10 bis 400 € 

 701 Erlaubnis- oder Ausnahmebewil-
ligung auf Grund einer Satzung 
 

10 bis 1.250 € 

 702 Nachträgliche Auflagen, Rück-
nahme beziehungsweise Widerruf 
einer Erlaubnis oder Ausnahme-
bewilligung nach Tarif-Nr. 701 4) 

 

10 bis 600 € 

 703 Anordnung zur Erfüllung einer 
satzungsgem. Verpflichtung 

10 bis 600 € 
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Zusammenfassung - Fußnoten 
___________________________________________ 
 
1) Die Beglaubigung von Ablichtungen eigener, aber dem übertragenen Wirkungskreis zuzurechnender 

Urkunden, von Urkunden anderer Stellen sowie von Unterschriften und Handzeichen ist, soweit die 
Gemeindeverbände dafür zuständig sind (vgl. § 1 der Verordnung über die zur amtlichen Beglaubigung 
befugten Behörden – BayRS 2010-1-1-l – in Verbindung mit Art. 33, 34 BayVwVfg), dem übertrage-
nen Wirkungskreis zuzurechnen. 

 
2) Im Bedarfsfall können hier die gleichen Regelungen wie in Tarif-Nr. 4.I.3 des staatlichen Kostenver-

zeichnisses aufgenommen werden. 
 
3) Gilt auch für Annahmen durch öffentliche Bekanntgabe nach § 122 Abs. 3, 4 AO 1977. 
 
4) Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob nicht nach Art. 20 Abs. 3 KG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 

Nr. 2 KG von einer Kostenerhebung abzusehen ist. 
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